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1. Instanz

Aktenzeichen S 13 RA 794/96
Datum 11.05.1999

2. Instanz

Aktenzeichen L 4 RA 140/99
Datum 23.01.2001

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des Sozialgerichts Leipzig vom
11.05.1999 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind auch fÃ¼r das Berufungsverfahren nicht zu
erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Die KlÃ¤gerin macht gegenÃ¼ber der Beklagten einen Anspruch auf Rente wegen
verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit geltend.

Die am â�¦ geborene KlÃ¤gerin war von 1953 bis 1961 ohne abgeschlossene
Berufsausbildung als Technische Zeichnerin, anschlieÃ�end als VerkÃ¤uferin sowie
in der Zeit von November 1966 bis Februar 1995 als VerkÃ¤uferin fÃ¼r Radio und
Fernsehen mit Facharbeiterqualifikation im GeschÃ¤ft des Ehemannes tÃ¤tig. Im
Zeitraum 01.05.1981 bis 01.05.1982 hatte sich die KlÃ¤gerin zur FachverkÃ¤uferin
Industriewaren qualifiziert. Die Fachhandelsorganisation Industriewaren erkannte
ihr daraufhin mit Urkunde vom 01.05.1982 die Facharbeiterqualifikation im
Ausbildungsberuf FachverkÃ¤uferin zu. Vom 03.03.1993 bis 21.10.1994 bezog sie
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von der IKK Leipzig Krankengeld und bis 16.06.1997 Leistungen der Bundesanstalt
fÃ¼r Arbeit. Bis zum 01.06.1999 war sie ohne Einkommen und bezieht seit dem auf
Grund der Vollendung des 60. Lebensjahres Rente.

Am 21.02.1994 beantragte sie bei der Beklagten Rente wegen verminderter
ErwerbsfÃ¤higkeit, da sie sich auf Grund multipler Polyarthrose seit Mitte 1992 fÃ¼r
berufs- bzw. erwerbsunfÃ¤hig hielt. Die Beklagte holte daraufhin ein chirurgisches
Gutachten des Dr. med. W â�¦ vom 22.12.1994 ein, welcher in seiner Beurteilung
feststellte, dass die KlÃ¤gerin an einer generellen Polyarthrose mit Beteiligung der
kleinen Gelenke, vornehmlich des ersten Strahles der linken Hand und im Bereich
des Handwurzelknochens links sowie im Bereich des rechten FuÃ�es und an
degenerativen Prozessen im Bereich der linken Hohlhand sowie
spondylarthrotischen VerÃ¤nderungen der BrustwirbelsÃ¤ule und
LendenwirbelsÃ¤ule leide. Eine TÃ¤tigkeit als VerkÃ¤uferin in einem Radio- und
FernsehgeschÃ¤ft kÃ¶nne sie nicht mehr verrichten. Vollschichtiges
LeistungsvermÃ¶gen bestehe fÃ¼r TÃ¤tigkeiten in geschlossenen RÃ¤umen mit
stÃ¤ndigem Wechsel zwischen Gehen und Sitzen ohne Tragen von Lasten im Sinne
von AufsichtsfÃ¼hrung.

Mit Bescheid vom 23.02.1995 lehnte die Beklagte den Rentenantrag auf Grund
vollschichtigen LeistungsvermÃ¶gens auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt ab. Mit
den Ã¤rztlicherseits festgestellten VerschleiÃ�erscheinungen der Hand- und
Fingergelenke, prothetischer Ersatz des linken Daumengrundgelenkes kÃ¶nne sie
noch leichte kÃ¶rperliche TÃ¤tigkeiten ohne Heben und Tragen von Lasten Ã¼ber 6
kg im Wechsel von Gehen und Stehen vollschichtig verrichten.

Hiergegen legte die KlÃ¤gerin am 17.03.1995 Widerspruch ein, da die
Begutachtung unzureichend gewesen sei. Das dazu vorgelegte Gutachten des
Arbeitsamtes vom 27.02.1995 beurteilte das LeistungsvermÃ¶gen mit unter
halbschichtig. Der leitende Chefarzt der Klinik H â�¦ Dr. W â�¦ schÃ¤tzte am
12.12.1994 ein, dass wegen der generell bestehenden Polyarthrose i.S. des
Gesetzgebers eine ErwerbsunfÃ¤higkeit gegeben sei. Das Arbeitsamt Leipzig
verneinte am 27.03.1995 die VerfÃ¼gbarkeit der KlÃ¤gerin gem. Â§ 103
ArbeitsfÃ¶rderungsgesetz (AFG).

Das beigezogene Gutachten des Sozialmedizinischen Dienstes der
Bundesknappschaft vom 16.01.1995 nach Untersuchung am 27.06.1994 schÃ¤tzte
ein, dass die KlÃ¤gerin einer leichten kÃ¶rperlichen TÃ¤tigkeit vollschichtig
nachgehen kÃ¶nne. Den Hauptberuf als VerkÃ¤uferin kÃ¶nne sie nicht weiter
verrichten. Im knappschaftlichen Bereich kÃ¶nne sie als Lichtpauser, PfÃ¶rtner oder
BÃ¼rohilfe eingesetzt werden. Auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt kÃ¶nne sie
vollschichtig als PfÃ¶rtnerin, Telefonistin oder BÃ¼rohilfe tÃ¤tig sein. Die Ã�rztin im
Medizinischen Dienst der Krankenkassen Dr. med. F â�¦ beurteilte im Gutachten
vom 15.01.1996, dass eine TÃ¤tigkeit als VerkÃ¤uferin fÃ¼r Rundfunk/Fernsehen
nicht mehr zumutbar sei und nunmehr von einer erheblichen GefÃ¤hrdung und
Minderung der LeistungsfÃ¤higkeit im Erwerbsleben insgesamt ausgegangen
werden mÃ¼sse.
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Nach Vorlage dieser Gutachen und Krankenunterlagen beauftragte die Beklagte die
FachÃ¤rztin fÃ¼r OrthopÃ¤die, Dr. C â�¦ mit der Erstattung eines Gutachtens. Die
SachverstÃ¤ndige stellte im Gutachten vom 15.04.1996 multiple Beschwerden bzw.
GesundheitsstÃ¶rungen auf orthopÃ¤dischem Fachgebiet fest und gelangte zu der
EinschÃ¤tzung, dass die KlÃ¤gerin als FachverkÃ¤uferin nicht mehr einsetzbar sei,
jedoch vollschichtig leichte kÃ¶rperliche TÃ¤tigkeit ohne Zwangshaltung, ohne
BewÃ¤ltigung von Lasten, Steigen, im Wechsel von Gehen, Stehen und Sitzen, ohne
Belastung der linken Hand sowie unter Vermeidung von NÃ¤sse, KÃ¤lte und Zugluft
ausfÃ¼hren kÃ¶nne.

Die Beklagte wies den Widerspruch mit Bescheid vom 22.11.1996 zurÃ¼ck, da das
orthopÃ¤dische Gutachten vom 15.04.1996 die Leiden schlÃ¼ssig und ausfÃ¼hrlich
beurteilt hÃ¤tte. Danach kÃ¶nnten leichte TÃ¤tigkeiten, die nicht die grobe Kraft
erfordern wÃ¼rden, wie z.B. leichte Sortierarbeit, BetÃ¤tigung von
TelefonwÃ¤hlscheiben und Tastaturen weiterhin vollschichtig ausgeÃ¼bt werden.
Das GreifvermÃ¶gen sei nicht beeintrÃ¤chtigt. Zu einer Verschlechterung sei es im
letzten Jahr nicht gekommen.

Hiergegen hat sich die am 12.12.1996 erhobene Klage gerichtet. Das Sozialgericht
(SG) hat Befundberichte der OrthopÃ¤den Dr. M â�¦/Dr. P â�¦ und der HausÃ¤rztin
Dipl.-Med. H â�¦ sowie eine Arbeitgeberauskunft eingeholt. Da nach Mitteilung der
OrthopÃ¤den stÃ¤ndige Tendenz zur Verschlechterung bestehe, veranlasste das SG
ein fachÃ¤rztliches Gutachten, welches die FachÃ¤rztin fÃ¼r OrthopÃ¤die Dr. Sch
â�¦ vom Bundeswehrkrankenhaus Leipzig am 22.01.1999 erstattet hat. In der
zusammenfassenden Beurteilung fÃ¼hrte die SachverstÃ¤ndige aus, dass als fÃ¼r
das LeistungsvermÃ¶gen bedeutsame GesundheitsstÃ¶rungen
VerschleiÃ�erkrankungen der LendenwirbelsÃ¤ule bei Fehlform mit
FunktionsstÃ¶rung, FunkionsstÃ¶rungen des linken Daumensattelgelenks bei
gelockerter Endoprothese, leichte VerschleiÃ�erkrankung der HalswirbelsÃ¤ule mit
geringer FunktionsstÃ¶rung, VerschleiÃ�erscheinungen der Finger- und
Zehengelenke und FuÃ�fehlform festgestellt werden kÃ¶nnten. Die zahlreichen
GesundheitsstÃ¶rungen auf orthopÃ¤dischem Fachgebiet fÃ¼hrten zu einer
deutlichen EinschrÃ¤nkung des kÃ¶rperlichen LeistungsvermÃ¶gens. Im Bereich der
linken Hand zeige sich eine EinschrÃ¤nkung der Greiffunktion. Zumutbar seien seit
Rentenantragstellung ausschlieÃ�lich noch leichte kÃ¶rperliche Arbeiten, die in
wechselnder KÃ¶rperhaltung vollschichtig ausgeÃ¼bt werden kÃ¶nnten. Die
KlÃ¤gerin kÃ¶nne keine Arbeiten verrichten, die eine manuelle Geschicklichkeit
erforderten. In Folge der VerschleiÃ�erscheinungen im Bereich der HalswirbelsÃ¤ule
sollten keine Ã�ber-Kopf-Arbeiten und keine Arbeiten auf Leitern oder GerÃ¼sten
ausgefÃ¼hrt werden. Die WegefÃ¤higkeit sei nicht eingeschrÃ¤nkt. Eine
wesentliche VerÃ¤nderung des Gesundheitszustandes sei seit der Begutachtung Dr.
C â�¦ vom 15.04.1996 nicht eingetreten.

Das SG hat die Klage mit Urteil vom 11.05.1999 abgewiesen, da die KlÃ¤gerin
keinen Anspruch auf GewÃ¤hrung einer Rente wegen verminderter
ErwerbsfÃ¤higkeit habe. Sie kÃ¶nne auf TÃ¤tigkeiten der Anlernebene sowie auf
TÃ¤tigkeiten des allgemeinen Arbeitsmarktes verwiesen werden. Zuletzt sei sie als
FachverkÃ¤uferin im Radio- und FernseheinzelhandelsgeschÃ¤ft des Ehemannes
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beschÃ¤ftigt gewesen. Im Mai 1982 sei ihr auf Grund der TÃ¤tigkeit die
Facharbeiterqualifikation als FachverkÃ¤uferin zuerkannt worden. Die DDR-
Ausbildung zur FachverkÃ¤uferin sei dem Beruf der VerkÃ¤uferin mit einer
Ausbildungszeit von 2 Jahren gleichzustellen und damit dem oberen Bereich der
Anlernebene des Mehr-Stufen-Schemas des Bundessozialgerichts (BSG) zuzuordnen.
Entsprechend dieser Eingruppierung sei sie danach sozial zumutbar auf die
TÃ¤tigkeit als Rezeptionistin/PfÃ¶rtnerin in einer BehÃ¶rde verweisbar. Dabei
handele es sich um eine TÃ¤tigkeit, die eine abgeschlossene Berufsausbildung nicht
erfordere. Sie werde im Ã¶ffentlichen Dienst, bei groÃ�en kommunalen
Verwaltungen und Betrieben mit der VergÃ¼tungsgruppe IX BAT vergÃ¼tet und sei
dem gehobenen allgemeinen Arbeitsfeld bzw. z.T. bereits dem Anlernbereich
zuzuordnen. Diese TÃ¤tigkeit umfasse das Empfangen der Besucher, das Erteilen
von AuskÃ¼nften, ggf. das PrÃ¼fen von Legitimationen, das Ausstellen von
Besucherscheinen, ggf. das Bedienen von Telefonanlagen. Es handele sich um eine
leichte kÃ¶rperliche Arbeit, die in geschlossenen RÃ¤umen in wechselnder
KÃ¶rperhaltung ausgefÃ¼hrt werden kÃ¶nne. Nach der von der Beklagten
eingereichten SachverstÃ¤ndigenaussage des Verwaltungsbeamten Langhoff vom
10.04.1997 sei diese TÃ¤tigkeit auch ohne volle GebrauchsfÃ¤higkeit der HÃ¤nde
ausfÃ¼hrbar, da die Notwendigkeit in nennenswertem Umfang Schreibarbeiten
oder das Bedienen von EDV-Anlagen auszufÃ¼hren, nicht gegeben sei.

Derartige TÃ¤tigkeiten kÃ¶nnten auch Berufsfremde nach einer Einarbeitungszeit
von maximal 3 Monaten vollwertig ausÃ¼ben. Der KlÃ¤gerin komme zugute, dass
die bisherige TÃ¤tigkeit als VerkÃ¤uferin kommmunikationsorientiert gewesen sei.
ArbeitsplÃ¤tze im Bereich der RezeptionistinnentÃ¤tigkeit gebe es nicht nur
vereinzelt, sondern nach der Aussage des SachverstÃ¤ndigen Langhoff in
nennenwerter Anzahl. BerufsunfÃ¤higkeit im Sinne des Â§ 43 Abs. 2 Sechses Buch
Sozialgesetzbuch (SGB VI) sei bei dem vorhandenen vollschichtigen
LeistungsvermÃ¶gen nicht gegeben. Diese ergebe sich aus den Gutachten Dr. Sch
â�¦, Dr. C â�¦, Dr. Med. M â�¦ und Dr. W â�¦ auf orthopÃ¤dischem Fachgebiet. Die
auf internistischem Fachgebiet vorliegenden GesundheitsstÃ¶rungen fÃ¼hrten in
Bezug auf die VerweisungstÃ¤tigkeit zu keinen weiteren qualitativen oder
quantitativen EinschrÃ¤nkungen. Somit habe die KlÃ¤gerin keinen Anspruch auf
GewÃ¤hrung einer Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit nach der strengeren
Vorschrift des Â§ 44 SGB VI. Aus gleichen GrÃ¼nden scheide ein Anspruch auf
Invalidenrente nach Artikel 2 Â§ 7 RentenÃ¼berleitungsgesetz (RÃ�G) aus.

Gegen das am 28.06.1999 zugestellte Urteil richtet sich die am 02.07.1999
eingelegte Berufung zum SÃ¤chsischen Landessozialgericht (LSG). Beim Vergleich
der Befunde aus dem Jahre 1994 und der orthopÃ¤dischen Gutachten 1996 sowie
1999 werde ersichtlich, dass es zu einer deutlichen Verschlechterung gekommen
sei. Unter BerÃ¼cksichtigung der gesundheitlichen BeeintrÃ¤chtigungen sei nicht
nur Dr. W â�¦ von der Klinik H â�¦ zu dem Ergebnis gekommen, dass keine
ErwerbsfÃ¤higkeit gegeben sei, sondern auch die Gutachterin des Arbeitsamtes am
27.02.1995. Das MDK habe am 15.01.1996 eine ArbeitsunfÃ¤higkeit auf Dauer
festgestellt und eine erhebliche Minderung der LeistungsfÃ¤higkeit fÃ¼r das
gesamte Erwerbsleben angenommen. DM H â�¦ habe am 07.07.1998 eine
Verschlechterung der Blutdrucksituation diagnostiziert und verneinte ein
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vollschichtiges LeistungsvermÃ¶gen. Diese EinschÃ¤tzungen seien im Urteil
unberÃ¼cksichtigt geblieben. Der DDR-Beruf FachverkÃ¤uferin sei der Kauffrau im
Einzelhandel zuzuordnen. FÃ¼r diese TÃ¤tigkeit werde eine Ausbildungszeit von 3
Jahren vorausgesetzt, so dass im Mehr-Stufen-Schema eine Zuordnung zum Bereich
der Angestellten mit 3-jÃ¤hriger Ausbildung erfolgen mÃ¼sse. Dies sei auch
gerechtfertigt, da das TÃ¤tigkeitsprofil der Kauffrau mit den Arbeiten
Ã¼bereinstimme, welche die KlÃ¤gerin ausgeÃ¼bt hÃ¤tte. Die
VerweisungstÃ¤tigkeit sei demnach nicht zumutbar. Die TÃ¤tigkeit des
PfÃ¶rtners/Rezeptionisten werde in der Berufsinformationskartei â�� BO 793 â�� als
Ã¼berwiegend sitzend beschrieben, was den vielfachen Forderungen nach einem
Wechselrhythmus nicht entsprÃ¤che. DarÃ¼ber hinaus wÃ¼rden handwerkliche
Kenntnisse und technisches VerstÃ¤ndnis vorausgesetzt, worÃ¼ber die KlÃ¤gerin
nicht verfÃ¼ge. Erforderliche KontrollgÃ¤nge und Schichtdienst seien nicht
zumutbar.

Die KlÃ¤gerin beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Leipzig vom 11.05.1999 aufzuheben und die Beklagte
unter Aufhebung des Bescheides vom 23.02.1995 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 22.11.1996 zu verurteilen, Rente wegen verminderter
ErwerbsfÃ¤higkeit ab Rentenantragstellung zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt die EntscheidungsgrÃ¼nde des SG fÃ¼r zutreffend. Den AusfÃ¼hrungen
der Klinik H â�¦ und dem Arbeitsamtsgutachten hÃ¤tte seinerzeit nicht gefolgt
werden kÃ¶nnen, weil Erstere den Zustand ca. 1 Jahr vor Erstellen des chirurgischen
Rentengutachtens beschreibe und das Arbeitsamtsgutachten keine
BeeintrÃ¤chtigung der Greiffunktion der rechten Hand beschreibe, die KlÃ¤gerin
aber RechtshÃ¤nderin sei und diese Hand noch einsetzen kÃ¶nne. Blutdruck und
durch DiÃ¤t eingestellte Diabetes seien nicht leistungsmindernd. Die KlÃ¤gerin
kÃ¶nne als FachverkÃ¤uferin den Berufsschutz der Angestellten mit einer
Ausbildung bis zu 2 Jahren und nicht den der Einzelhandelskauffrau beanspruchen.
Ausgehend von diesem Leitberuf sei eine objektiv und subjektiv zumutbare
VerweisungstÃ¤tigkeit benannt, und zwar die der Mitarbeiterin an einem Empfang
oder in Informationsstellen (Rezeptionistin). TÃ¤tigkeitsmerkmale und
Belastungsprofile einer PfÃ¶rtnerin und SekretÃ¤rin zur BegrÃ¼ndung der
UnzulÃ¤ssigkeit der Verweisung kÃ¶nnten nicht eingebracht werden.

Der Senat hat wie folgt ermittelt: Die FachÃ¤rztin fÃ¼r Innere Medizin Dipl.-Med. H
â�¦ teilte im Befundbericht vom 19.06.2000 mit, dass das berufliche
LeistungsvermÃ¶gen durch die auf internistischem Fachgebiet vorliegenden
Beschwerden nicht beeintrÃ¤chtigt sei. Die FachÃ¤rzte fÃ¼r OrthopÃ¤die, Dr. M â�¦
und Dr. P â�¦ gaben im Befundbericht vom 22.05.2000 an, dass eine wesentliche
BefundÃ¤nderung nicht eingetreten sei und dass ihrer Ansicht nach
BerufsunfÃ¤higkeit vorliege.
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Wegen der weiteren Einzelheiten wird Bezug genommen auf die Gerichtsakten aus
beiden RechtszÃ¼gen und die beigezogene Verwaltungsakte der Beklagten, die
Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung gewesen sind.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Berufung ist statthaft und zulÃ¤ssig (Â§ 143 Sozialgerichtsgesetz â�� SGG -),
erweist sich jedoch als unbegrÃ¼ndet. Die angefochtenen Entscheidungen des SG
und der Beklagten sind nicht zu beanstanden. Die KlÃ¤gerin ist weder
berufsunfÃ¤hig im Sinne des Â§ 43 Abs. 2 SGB VI noch erwerbsunfÃ¤hig gem. Â§ 44
Abs. 2 SGB VI.

Das SG hat mit Recht die Klage abgewiesen. Der Rentenbescheid vom 23.02.1995
in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 22.11.1996 war rechtmÃ¤Ã�ig
ergangen.

BerufsunfÃ¤higkeit gemÃ¤Ã� Â§ 43 Abs. 2 SGB VI liegt bei der KlÃ¤gerin nicht vor,
weil ihre ErwerbsfÃ¤higkeit noch nicht wegen Krankheit oder Behinderung auf
weniger als die HÃ¤lfte derjenigen mit kÃ¶rperlich, geistig und seelisch gesunden
Versicherten mit Ã¤hnlicher Ausbildung und gleichwertigen Kenntnissen und
Fertigkeiten gesunken ist.

Die Beurteilung, wie weit die ErwerbsfÃ¤higkeit eines Versicherten gesunken ist,
wird danach getroffen, welchen Verdienst er aus einer ErwerbstÃ¤tigkeit erzielen
kann, auf die er nach seinem Berufswerdegang und seinem Gesundheitszustand
zumutbar verwiesen werden kann (Bundessozialgericht (BSG â�� Urteil vom
28.02.1963 â�� 12 RJ 24/58 â�� SozR Nr. 24 zu Â§ 1246 RVO). Zur Frage, welche
TÃ¤tigkeiten einem Versicherten zugemutet werden kÃ¶nnen, hat das BSG ein Mehr-
Stufen-Schema entwickelt, nach welchem in Anlehnung an das fÃ¼r die
Arbeiterrentenversicherung, die AngestelltentÃ¤tigkeiten in ungelernte
AngestelltentÃ¤tigkeiten, TÃ¤tigkeit mit einer Ausbildung von bis zu 2 Jahren und
TÃ¤tigkeit mit einer lÃ¤ngeren Ausbildung (durchschnittlich 3 Jahre) eingeteilt sind
(vgl. BSGE 58, 203 f; 55, 45 f; BSG SozR Nr. 103 zu Â§ 1246 RVO). Jeder Angestellte
kann, wenn es um zumutbare VerweisungstÃ¤tigkeiten geht, jeweils auf
TÃ¤tigkeiten verwiesen werden, die eine Stufe tiefer einzuordnen sind, als es dem
bisherigen Beruf entspricht. Ein Angestellter mit beruflicher Ausbildung kann
demnach auf AnlerntÃ¤tigkeiten, ein angelernter Angestellter auf ungelernte
TÃ¤tigkeiten verwiesen werden usw.

FÃ¼r die Beurteilung, wie weit die ErwerbsfÃ¤higkeit eines Versicherten gesunken
ist, kommt es daher auf den bisherigen Beruf an (BSG SozR-2200 Â§ 1246 RVO Nr.
107, 169). Dies ist im Allgemeinen die TÃ¤tigkeit, die ein Versicherter zuletzt
nachhaltig und vollwertig versicherungspflichtig ausgeÃ¼bt hat. Vorliegend hat das
SG zutreffend festgestellt, das als Hauptberuf die TÃ¤tigkeit einer FachverkÃ¤uferin
heranzuziehen ist. Die KlÃ¤gerin hat bis 1995 als FachverkÃ¤uferin im
Einzelhandelsbetrieb des Ehemannes gearbeitet. In der Zeit vom 01.05.1981 bis
01.05.1982 hat sie sich berufsbegleitend bzw. im Rahmen der
Erwachsenenqualifizierung zur FachverkÃ¤uferin fÃ¼r Industriewaren qualifiziert, so
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dass ihr daraufhin durch die Fachhandelsorganisation Industriewaren der Stadt
Leipzig mit Urkunde vom 01.05.1982 die Facharbeiterqualifikation im
Ausbildungsberuf FachverkÃ¤uferin zuerkannt worden war. Somit hat sie diese
Berufsbezeichnung im Rahmen einer einjÃ¤hrigen Qualifikation erworben und kann
demnach auf Grund ihrer Ausbildung in der DDR dem Beruf der FachverkÃ¤uferin
mit einer Ausbildungszeit von 2 Jahren gleichgestellt und damit dem oberen Bereich
der Anlernebene des Mehr-Stufen-Schemas des BSG zugeordnet werden. Entgegen
der Ansicht der KlÃ¤gerin ist eine Zuordnung zum Bereich der Angestellten mit
3-jÃ¤hriger Ausbildung entsprechend einer Ausbildungszeit von 3 Jahren fÃ¼r die
Qualifikation Kauffrau im Einzelhandel demnach nicht mÃ¶glich. Eine solche
Ausbildung hat sie nicht durchlaufen.

Nach der Ansicht des Senats ist sie unter Zugrundelegung der stÃ¤ndigen
Rechtsprechung des BSG und des Mehr-Stufen-Schemas der Berufsgruppe der
angelernten Angestellten (TÃ¤tigkeit mit einer Ausbildung bis zu 2 Jahren)
zuzuordnen, so dass sie sich auf andere angelernte oder auf ungelernte
TÃ¤tigkeiten des allgemeinen Arbeitsmarktes verweisen lassen muss (SÃ¤chs. LSG,
Beschluss vom 19.09.2000 â�� L 4 RA 204/99).

Dem SG ist dahin zu folgen, dass die KlÃ¤gerin in der Lage wÃ¤re, ganztÃ¤gig die
benannte VerweisungstÃ¤tigkeit einer Rezeptionistin in einer BehÃ¶rde
auszuÃ¼ben. HierfÃ¼r besteht auch nach der Auffassung des Senats ein
vollschichtiges LeistungsvermÃ¶gen. Nach der vom SG in das Verfahren
eingefÃ¼hrten berufskundlichen Stellungnahme des SachverstÃ¤ndigen Langhoff
zum LSG Schleswig-Holstein (L 3 An 58/96) ist die KlÃ¤gerin mit dem ermittelten
LeistungsvermÃ¶gen sowohl objektiv als auch subjektiv zumutbar auf die genannte
TÃ¤tigkeit verweisbar. Nach der Aussage des berufskundlichen SachverstÃ¤ndigen
ist unter der Voraussetzung, nur noch leichte Arbeiten vollschichtig, ohne volle
GebrauchsfÃ¤higkeit der HÃ¤nde, ohne Heben oder Tragen von Lasten, ohne Nacht-
oder Wechselschicht, nicht an gefÃ¤hrlichen ArbeitsplÃ¤tzen verrichten zu
kÃ¶nnen, das genannte Berufsfeld nicht verschlossen. Die genannte
VerweisungstÃ¤tigkeit wird im Ã¶ffentlichen Dienst, bei groÃ�en kommunalen
Verwaltungen und Betrieben mit VergÃ¼tungsgruppe IX BAT vergÃ¼tet und ist
dem gehobenen allgemeinen Arbeitsfeld zuzuordnen. Sie umfasst das Empfangen
der Besucher, das Erteilen von AuskÃ¼nften, ggf. das PrÃ¼fen von Legitimationen,
das Ausstellen von Besucherscheinen und das Bedienen von Telefonanlagen. Es
handelt sich um eine leichte kÃ¶rperliche Arbeit, die in geschlossenen RÃ¤umen in
wechselnder KÃ¶rperhaltung ausgefÃ¼hrt werden kann und nach einer
Einarbeitungszeit von max. 3 Monaten ausÃ¼bbar ist. Die TÃ¤tigkeit am Empfang
bzw. an einer PfÃ¶rtnerloge in einer Ã¶ffentlichen Verwaltung oder in grÃ¶Ã�eren
Betrieben, Institutionen oder Unternehmen umfasst nicht die Notwendigkeit, in
nennenswertem Umfang Schreibmaschinen oder EDV-Anlagen bedienen zu
mÃ¼ssen, da diese TÃ¤tigkeiten auch ohne volle GebrauchsfÃ¤higkeit der HÃ¤nde
ausfÃ¼hrbar sind. Dem SG folgend kommt der KlÃ¤gerin zugute, das die bisherige
TÃ¤tigkeit als VerkÃ¤uferin eine kommunikationsorientierte TÃ¤tigkeit war und
insoweit Anpassungs- bzw. Umstellungsprobleme nicht bestehen. ArbeitsplÃ¤tze
gibt es nicht nur vereinzelt, sondern in nennenwerter Anzahl, wie der Aussage des
berufskundlichen SachverstÃ¤ndigen zu entnehmen ist. DarÃ¼ber hinaus sind sie in
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TarifvertrÃ¤gen erfaÃ�t. Insoweit kommt es nach der Rechtsprechung des BSG nicht
auf freie ArbeitsplÃ¤tze, sondern nur darauf an, dass solche ArbeitsplÃ¤tze, seien
sie frei oder besetzt, in genÃ¼gender Anzahl vorhanden sind. Die Lage des
Arbeitsmarktes ist gemÃ¤Ã� Â§ 43 Abs. 2 Satz 4 SGB VI unbeachtlich.

Als weitere Verweise kommen beispielsweise AngestelltentÃ¤tigkeiten nach VG IX
BAT fÃ¼r den Ã¶ffentlichen Dienst in Betracht. Hierunter fallen Angestellte im
BÃ¼ro-, Registratur-, Buchhalterei-, Kanzlei- oder sonstigen Innendienst mit
einfacheren Arbeiten, z.B. Postabfertigung, Materialverwaltung etc. (vgl. LSG
Rheinland-Pfalz, Urteil vom 10.05.1996 â�� L 6 A 80/95 zu VerweisungstÃ¤tigkeiten
bei einem Hauptberuf als VerkÃ¤uferin).

Nach der Ã�berzeugung des Senats besteht kein Rentenanspruch, da sowohl die im
sozialgerichtlichen Vorverfahren als auch die vom SG eingeholten
SachverstÃ¤ndigengutachten zu Ã¼bereinstimmenden EinschÃ¤tzungen und
Beurteilungen gelangten, dass die KlÃ¤gerin noch leichte TÃ¤tigkeiten des
allgemeinen Arbeitsmarktes in wechselnder KÃ¶rperhaltung bei verminderter
grober Kraft in beiden HÃ¤nden unter weiteren qualitativen
LeistungseinschrÃ¤nkungen verrichten kann. Mit den vorliegenden
GesundheitsstÃ¶rungen kann die KlÃ¤gerin nach EinschÃ¤tzung der
SachverstÃ¤ndigen leichte TÃ¤tigkeiten ohne hÃ¤ufiges BÃ¼cken, ohne
Zwangshaltung, Arbeiten auf Leitern und GerÃ¼sten, Heben und Tragen
mittelschwerer und schwerer Lasten sowie ohne hohe Anforderungen an manuelle
Geschicklichkeit vollschichtig ausÃ¼ben. Dies schlieÃ�t somit die Annahme eines
vollschichtigen LeistungsvermÃ¶gens fÃ¼r leichte TÃ¤tigkeiten des allgemeinen
Arbeitsmarktes in geschlossenen RÃ¤umen und insbesondere fÃ¼r die benannte
VerweisungstÃ¤tigkeit nicht aus.

Die vom Senat ergÃ¤nzend beigezogenen Befundberichte und Krankenunterlagen
ergaben, dass sich auf internistischem Fachgebiet die Befunde nicht geÃ¤ndert
haben und das berufliche LeistungsvermÃ¶gen nicht beeintrÃ¤chtigt ist. Die
FachÃ¤rzte fÃ¼r OrthopÃ¤die teilten ebenso mit, dass eine wesentliche
BefundÃ¤nderung nicht festzustellen ist und das BerufsunfÃ¤higkeit vorliege. Diese
Schlussfolgerung der FachÃ¤rzte ergibt sich offenbar aus der Annahme, dass die
KlÃ¤gerin im Hauptberuf als FachverkÃ¤uferin nicht mehr tÃ¤tig sein kann. Dies ist
zwischen den Beteiligten ohnehin unstreitig.

Da die KlÃ¤gerin nach den beigezogenen SachverstÃ¤ndigengutachten vollschichtig
einsetzbar ist und sonstige EinschrÃ¤nkungen, die den Arbeitsmarkt verschlossen
erscheinen lieÃ�en, nicht gegeben sind, liegt BU im Sinne des Â§ 43 SGB VI nicht
vor.

Da die KlÃ¤gerin nicht berufsunfÃ¤hig ist, ist sie erst recht nicht erwerbsunfÃ¤hig.
Eine Rente wegen EU wird nur unter den strengen Rentenvoraussetzungen des Â§
44 Abs. 2 SGB VI gewÃ¤hrt. Die KlÃ¤gerin ist trotz der vorhandenen
gesundheitlichen BeeintrÃ¤chtigungen noch in der Lage, mit dem vorhandenen
vollschichtigen LeistungsvermÃ¶gen eine ErwerbstÃ¤tigkeit in gewisser
RegelmÃ¤Ã�igkeit auszuÃ¼ben und hierbei mehr als nur geringfÃ¼gige EinkÃ¼nfte
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zu erzielen. InvaliditÃ¤t im Sinne von Artikel 2 Â§ 7 RÃ�G ist nicht gegeben.

Ebenso besteht kein Rentenanspruch auf Rente wegen Erwerbsminderung nach Â§
43 Abs. 1 und 2 SGB VI in der ab 01.01.2001 geltenden Fassung des Gesetzes zur
Reform der Renten wegen verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit vom 20.12.2000 (BGBl.
S. 1827), denn die KlÃ¤gerin ist nach den Ã¼bereinstimmenden Ã¤rztlichen
Feststellungen in der Lage, unter den Ã¼blichen Bedingungen des allgemeinen
Arbeitsmarktes mindestens sechs Stunden tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig zu sein.

Im Ã�brigen schlieÃ�t sich der Senat den AusfÃ¼hrungen und den GrÃ¼nden der
erstinstanzlichen Entscheidung an und sieht daher von einer weiteren Darstellung
der EntscheidungsgrÃ¼nde ab (Â§ 153 Abs. 2 SGG).

Aus den genannten GrÃ¼nden war die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 Abs. 1 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r eine Zulassung der Revision liegen nicht vor.

Erstellt am: 11.09.2003

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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